
1627 der Beilagen zuden stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 
des Landesverteidigungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (754 der Bei- er Änderungen der Regierungsvorlage hinsicht­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Heeres- lich der §§ 7, 12, 12 a, 13, 24, 25 lit. B, 31, 32, 35, 

di$ziplinargesetz geändert wird 40, 43, 51, 52, 55, 57, 57 a, 69, 70, 71, 71 a, 71 b, 
73, 74, 76, 77 und 81 sowie zu den §§ 8, 9, 29 

Durch die dem Ausschuß zur Vorberatung vor- d 68 d S 1 un es tammgesetzes in der derzeit gelten-
ge e~~ne Novelle zum Heeresdisziplinargesetz den Fassung vqr. 
soll Änderungen der Rechtslage, die in den ver-
gangenen Jahren auf dem Gebiet des Dienst- Am 21. März 1975 hat der Landesverteidi­
rechtes, des Wehrrechtes und des Militärstraf- gungsausschuß den Gesetzentwurf neuerlich in 
rechtes - so durch die Dienstpragmatik-Novelle Verhandlung gezogen und den Bericht des Unter-
1969, die Wehrgesetz-Novelle, das Militärstraf- ausschusses entgegengenommen. Nach einer 
gesetz - eingetreten sind, Rechnung getragen Debatte, die am 21. Mai 1975 fortgesetzt wurde 
w~rde? Ferner sollen im Rahmen des gegen- und in der die Abgeordneten B lee h a, Z e i 1-
standhchen Entwurfes die bisherigen Erfahrun- li n ger, Mon d I, T roll, Dr. Pr ade r, 
gen der Praxis in ei1).er zweckmäßigeren Gestal- Dr. Er mac 0 r a, T öd 1 in g un'd T re ich I 
tung verschiedener Bestimmungen ihren Nieder_sowie der Ausschußobmann und Bundesminister 
schlag finden. L ü t gen d 0 r f das Wort ergriffen, hat der 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die Ausschuß einstimmig beschlossen, dem .Hohen 
Regierungsvorlage erstmals am 19. November Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in der 
1973 in Verhandlung gezogen und einen Unter- vom Unterausschuß und von den Abgeordneten 
ausschuß gewählt, dem von der Sozialistischen Mon d 1, Dr. Pr ade rund Z e i 11 i n ger vor­
Partei österreichs die Abgeordneten BI e c h a, geschlagenen Fassung zu empfehlen. 
H aas, K r i z, Mon cl 1 und T roll, von der 
österreichischen Volkspartei die Abgeordneten 
Dr. E r mac 0 r a, Dr. P rad e r, S u p pan und 
T ö d I i n g und von der Freiheitlichen Partei 
österreichs der Abgeordnete Z e i 11 i n ger an­
gehörten. 

Der Unterausschuß hat die Vorlage in insgesamt 
neun Sitzungen beraten. Einvernehmlich schlug 

. Kriz 
Berimterstatter 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem a n­
g e s chi 0 s sen enG e set zen t w: u r f die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 21. Mai 1975 

Marwan-Schlosser 
Obmann 

.;. 
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dem 

1627 der Beilagen 

. I 
! . 

Bundesgesetz vom XXXXXXXX, mit 
das Heeresdisziplinargesetz geändert 

wird 

3 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

(2) Ein und dieselbe Pflichtverletzung darf 
nur mit einer Ordnungs- oder Disziplinarstrafe 
geahndet werden; dies gilt nicht im Falle des 
§ 23 a Abs. 2. Eine Ahndung im strafgerichtlichen 
Verfahren oder im Verwaltungsstrafverfahren 
bleibt hievon unberührt. 

Artikel I 

Das Heeresdisziplinargesetz, BGBL Nr. 151/ Ver jäh run g 
1956, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL § 2 b. (1) Durch Verjährung wird die Ver-
Nr. 264/1957, 234/1965 und 272/1971 wird wie folgung einer im § 1 genannten Person wegen 
folgt geändert: Verletzung der Dienst- und Standespflichten aus-

1. Die Abs. 1 und 2 des § 1 haben zu lauten: geschlossen, wenn gegen sie innerhalb der Ver-
jährungsfristen ein Disziplinarverfahren nicht 

,,(1) Dieses Bundesgesetz gilt für eingeleitet oder über sie eine Ordnungsstrafe 
a) Berufsoffiziere, nicht verhängt oder zu ihrem Nachteil ein 
b) zeitverpflichtete Soldaten, rechtskräftig beendetes Disziplinarverfahren nicht 
c) Personen, die nach § 11 a des Wehrgesetzes, wiederaufgenommen worden ist. 

BGBL Nr. 181/1955, in der Fassung des (2) Verbrechen und Vergehen, die nur vorsätz­
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 96/1969 in einer lieh begangen werden können und mit mehr als 
Offiziersfunktion verwendet werden, einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind, bleiben 

d) Beamte und Vertragsbedienstete, die nach als Pflichtverletzungen nach diesem Bundesgesetz 
§ 11 des Wehrgesetzes in der Fassung des. von der Verjährung ausgeschlossen. 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/1966 zur (3) Die Verjährungsfrist beträgt bei Dienst­
Ausübung einer· Unteroffiziersfunktion vergehen fünf Jahre, bei Ordnungswidrigkeiten 
herangezogen sind, zwei Jahre. 

e) Wehrpflichtige, die den ordentlichen oder (4) Der Lauf der Verjährungsfrist beginnt im 
außerordentlichen Präsenzdienst leisten. Zeitpunkt der Beendigung des pflichtwidrigen 

Verhaltens oder, wenn· dieses bereits Gegenstand 
(2) Dieses Bundesgesetz gilt ferner nach Maß- eines Disziplinarverfahrens gewesen ist, mit des­

gabe der Abschnitte IV bis VI für Berufsmilitär- sen rechtskräftiger Erledigung. 
personen des Ruhestandes und für Wehrpflichtige 
der Reserve." (5) Der Lauf der Verjährungsfr~st wird unter-

brochen, wenn eine im § 1 genannte Person 
2. Nach dem. § 2 sind folgende neue §§ 2 a innerhalb der Verjährungsfrist eine neue als 

und 2 b einzufügen: Dienstvergehen oder Ordnungswidrigkeit zu ahn­
dendePflichtverletzung begangen hat. Sie be-

"Di s z i pli n ä reS t r a f b em e s s u n g ginnt im Zeitpunkt der Beendigung des neuen 
§ 2 a. (1) Bei der Bemessung der Ordnungs- pflichtwidrigen Verhaltens von neuem zu laufen. 

oder Disziplinarstrafe ist im einzelnen Falle auf (6) Der Lauf der Verjährungsfrist wird für die 
die Schwere der Pflichtverletzungen und die dar- Dauer des strafgerichtlichen Verfahrens oder des 
aus entstandenen Nachteile sowie auf den Grad Verwaltungsstrafverfahrens gehemmt, wenn die 
des Verschuldens und das gesamte bisherige Ver- Pflichtverletzung einer im § 1 genannten Person 
halten des Beschuldigten Rücksicht zu nehmen. Gegenstand eines solchen Verfahrens ist." 

2 
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4 1627 der Beilagen 

3. § 4 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Das Ordnungs strafverfahren oder das Dis­
ziplinarverfahren wegen einer Tat, die auch ge­
richtlich zu ahnden ist, hat bis zur rechtskräftigen 
Beendigung des strafgerichtlichen Verfahrens zu 
ruhen, es 'sei denn, daß die Tat eine mit keiner 
strengeren Strafe als einer sechsmonatigen Frei­
heitsstrafe bedrohte strafbare Handlung nach 
dem Militärstrafgesetz, BGBL Nr. 344/1970, ist. 
Das Ruhen des Ordnungsstrafverfah~ens hat der 
Ordnungsstrafbefugte, das Ruhen des Diszipli­
narverfahrens hat die Disziplinarkommission, im 
Verfahren nach § 77 Abs. 1 der Disziplinarvor­
gesetzte, zu verfügen; diese Verfügung ist dem 
Staatsanwalt mitzuteilen." 

4. § 4 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Das Ergebnis eines Ordnungsstrafverfah­
rens oder eines Disziplinarverfahrens wegen einer 
Tat, die eine mit keiner strengeren Strafe als 
einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe bedrohte 
strafbare Handlung nach dem Militärstrafgesetz 
darstellt, ist dem Staatsanwalt mitzuteilen." 

5. Im § 7 hat der Abs. 1 zu entfallen; die 
Abs. 2 und 3 erhalten die Bezeichnung ,,(1)" 
und ,,(2)"; ferner ist folgender neuer Abs. 3 an­
zufügen: 

,,(3) Di.e Mitwirkungsrechte der Soldatenvertre­
ter nach Abs. 1 kommen, Wlenn der Beschuldigte 
als Angehöriger des Bunaesheeres in einem 
Dienstverhältnis steht, dem für ihn unmittelbar 
zuständigen Organ d~r Personalv,ertr,etung zu; 
Abs. 2 gilt sinngemäß." 

c) Schl1iftstücke den im § 1 genannten Per­
sonen, sofern sie in das Ausland verzogen 
oder ihr Aufenthalt unbekannt ist, durch 
Hinterlegung, ·und zwar Heeresangehörigen 
durch Hinterlegung bei ihrem Vorgesetzten, 
im übrigen beim Militärkommando Wien, 
zuZiustellen sind. 

·Frlisten 

§ 9. Für die Berechnung der Fristen nach die­
sem Bundesgesetz g.eltendie Abs. 1 bis 3 ,des § 6 
der Strafprozeßordnung 1960. 

Verhängung, und Verlautbarung 
der Strafen 

§ 10. (1) Ordnungsstrafen sind schriftlich oder 
mündlich, und zwar über Wehrmänner beim 
Rapport, über Chargen, Unteroffiziere und Offi­
ziere beim besonderen Rapport, zu verhängen. I 

Disziplinarstrafen sind schriftlich zu verhängen. 
Mit der Verhängung einer Ordnungs- oder Dis­
ziplinarstrafe ist dem Bestraften eine Begrün­
dung sowie eine Rechtsmittelbelehrung bekannt­
zugeben. 

(2) Ordnungs- .und Disziplinarstrafen sind nach 
Eintritt der Rechtskraft zu verlautbaren. Ge­
richtliche Strafen sind nach Eintritt der Rechts­
kraft nur dann zu verlautbaren, wenn die dem 
strafgerichtlichen Urteil zugrunde liegende Ver­
fehlung mit einer Vernachlässigung der Dienst­
oder Standespflichten in Zusammenhang steht. 

(3) Die Verlautbarung der Ordnungsstrafen 
ist von dem Vorgesetzten, der die Strafe ver­
hängt hat, die Verlautbarung der Disziplinar-

6. Die §§ 8,9 und 10 haben zu lauten: strafen und der gerichtlichen Strafen ist vom 
Disziplinarvorgesetzten anzuordnen, und zwar 

"Z u s tell u n gen unter Berücksichtigung der Art und Schwere der 
§ 8. Schriftstücke nach diesem Bundesgesetz Verfehlung nach den jeweiligen disziplinären Er­

sind nach Möglichkeit im Dienstlwege, im übrigen fordernissen im gesamten Befehlsbereich oder 
durch die Post oder durch Beauftragte der Dis- nur in bestimmten Teilen dieses Bereiches. Hält 
ziplinarkommission, des Disziplinarvorgesetzten der zuständige Vorgesetzte die Verlautbarung 
oder des Ordnungsstrafbefugten unter sinn- einer gerichtlichen Strafe oder einer Disziplinar­
gemäßer Anwendung des § 80 Abs. 1 der Straf- strafe auch außerhalb seines Befehlsbereiches zur 
prozeßordnung 1960 mit der Maßgabe zuzu- Aufrechterhaltung der Disziplin für angebracht, 
stellen, daß so hat er dies unter Anschluß der hiefür notwen-

a) alle Schriftstücke, deren Zustellung den Be- digen Unterlagen bei seinem Vorgesetzten zu 
ginn einer Frist bewirkt, sowie alle Ladun- beantragen; dieser Vorgesetzte hat den Verlaut­
gen zu eigenen Handen des Empfängers barungsbereich zu bestimmen und die Verlaut-
zuzustellen sind, barung anzuordnen. . 

b) an die Stelle der Hinterlegung bei einem (4) Die über Wehrmänner verhängten Strafen 
Gemeindeamt oder einem Bezirksgericht bei sind in den Tagesbefehlen zu verlautbaren; die 
Schriftstücken, die Heeresangehörigen zuzu- . über andere Heeresangehörige verhängten Stra­
stellen sind, die Hinterlegung heim Vorge- fen sind in besonderen Befehlen nur an Höhere, 
setzten des Heeresangehörigen, und bei sofern aber die Verfehlung mit einer Vernach­
Schriftstücken, die Berufsmilitärpersonen lässigung der Dienstpflichten zusammenhängt, 
des Ruhestandes odler Wehrpflichtigen der auch an solche Heeresangehörige zu verlautbaren, 
Reserve zuzusteHen sind, die Hinterlegung die den gleichen Dienstgrad wie der Bestrafte 
beim zuständi,gen Militärkommando tritt, führen." 
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1627 der Beilagen 5 

7, Nach dem § 10 sind folgende neue, §§ 10 a 
und lob einzufügen: 

"V 0 11 s t r eck u n g von Fr e i he i t s s t r a-
fe n ' 

§ 10 a. (1) Vor dem Antritt einer Freiheits­
strafe (Ordnungshaft, Disziplinarhaft, Diszipli­
nararrest) sowie mindestens einmal in jeder 
Woche während der Strafvollstreckung ist ,die 
Hafttauglichkeit des Bestraften durch eine ärzt­
lich Untersuchung zu prüfen, 

(2) Wurde nach Abs. 1 festgestellt, daß der 
Bestrafte haftuntauglich ist, fehlen geeignete 
Hafträume oder stehen Ausbildungsrücksicht.en 

nerhalb von drei Monaten nach der rechtskräf- , 
tigen Verhängung der Strateseiner Zahlungs:" 
pflicht nicht nachgekommen ,ist, sind die aus­
haftenden Beträge unter Anwendung des Ver­
waltungsvollstreckungsgesetzes 1950, BGBL 
Nr. 172, hereinzubringen, 

(3) Sofern die Geldstrafen nicht auf volle 
Schillingbeträge lauten, sind sie durch Vernach­
lässigung der Groschenbeträge abzurunden. 

(4), Die als Geldstrafen eingegangenen Beträge 
sillldden Vereinigten altöster.reichischen Militär­
stiftungen zu Wohlfahrtszwecken zu überweisen," 

oder die Erfordernisse eines Einsatzes nach § 2 8, § 12 hat zu lauten: 
Abs, 1 des Wehrgesetzes der Strafvollstreckung L "h d E' 

, d' b' f 11 ' 11 '" 0 s c u ng er 1 n t rag u n g von entgegen, so 1st lese IS zum Weg ades Vo - 0 d d D' , l' ' f 
streckungshin:de~nisses aufzuschieben oder zu r nun g s- u n, 1 S Z 1 P 1 n ars t r a e n 
unterbrechen, Liegen keine Vollstreckungshinder- § 12. (1) Die über Heeresangehörige, Berufs-
nisse vor, so ist die Freiheitsstrafe nach Eintritt militärpersonen des Ruhestandes und W,ehrpflich­
der Rechtskraft ~nverzüglich zu vollstrecken, tige der Reserv,e verhängten Disziplinarstrafen 

(3) Der Bestrafte ist unmittelbar vor seiner - ausge!lOmmen ,die Disziplinarstrafen ,der V~r-
V chI' ß 'H ft d ch ch f" setzung 10 den dauernden Ruhestand mit gemm-ers le ung 1m a raum zu ur suen; ur ' d 
d' D d V chI' ß d" f ih . H f dertlem Ruhegenuß, der dauernden Mm erung le au er er ers le ung ur en m 1m a t-

, Ich" "l'ch G b ch des Ruhegenusses, der Entlassung und des Ver-
raum nur so e person 1 e e rau sgegen- 1 11 d . h"l' fl' ß d .. d b 1 d d' 'ch ' 'd ustes a 'er aus ' em DIenstver a tms le en en stan e e assen wer en, le m t geeignet sm, ch 1 "ch f h d V 
1M' 1 Fl ch d 'H b 'f"h Re te und a ler Ansptu e au Ru ,e- un er-

a s Itte
l 

zur u t 0, er zur er :.1 u run,g sorgungsgenüsse _ sind mit .A!blauf von drei 
von Ver etzungen zu dIenen. Gegenstande, die J h ch ch k "t ' V h" d D' 
dem Bestraften für die Dauer der Verschließung ~ l:en na f 11e tsAra ,tJlg,er er angl"u n

ch
g er IS-

b ".. ZIP marstr.a e von mts wegen zlu os en, wenn 
a genommen wurden, smd biS zur Ruckgabe d' D' . r f b"ß' d 'ch d B 
ordnun s emäß zu verwahren, le ISZJl~ marstra e \'ler u t 'ist u~ SI "er e-

g g , strafte wahrend des genannten Zeitraumes tadel-
(4) Dem Bestraften ist ,an jedem Tag der Frei- los verhalten hat, 

heitsstrafe Gelegenheit zur Bewegung im Freien 
in der Dauer einer Stunde zu geben; dies gilt 
nicht für Tage, an dimeh der, Bestrafte im Freien 
Dienst zu versehen hat, 

(5) Für die Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 4 
ist, sofern es sich um eine Disziplinarstrafe han­
delt, der Disziplinarvorgesetzte, sofern ~s sich 
um eine Ordnungsstrafe handelt, der Ordnungs­
strafbefugte zuständig. 

Vollstreckung von Geldstrafen 

§ 10 b. (1) Geldstrafen, die über Beruf'soffi­
ziere, zeitverpflichtete Soldaten, in einer Offi­
ziersfunktion verwendete Personen sowie zur 
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herange­
zogene Beamte und Vertragsbedienstete verhängt 
wurden, sind durch Abzug von den Dienstbezü­
gen zu vollstrecken, 

(2) Geldstrafen, die über Präsenzdienst lei­
stende Wehrpflichtige verhängt wurden, sind 
durch Abzug von ,den Barbezügen zu vollstrecken, 
die diesen Heeresangehörigen nach dem Heeres­
gebührengesetz, BGBL Nr. 152/1956, in der gel­
tenden Fassung, sowie nach Art. XI Abs, 2 des 
Bundesgesetzes BGBL Nr, 272/1971 gebühr,en, 
Soweit eine Vollstreckung der Geldstraf.en auf 
diese Weise nicht möglich und der Bestrafte in-

(2) Die über Hee11esangehörige verhängten Ord­
nungsstrafen sind mit Ablauf von drei Monaten 
nach rechtskräftiger Verhängung der Ordnungs­
strafe von Amts wegen zu löschen, wenn die 
Or,dnungsstrafe v,erbüßt ist und sich der Bestrafte 
während dieser Zeit tadellos verhalten hat, 

(3) Die Löschung der Ordnungs- und Diszipli­
narstrafen obliegt dem Disziplinarvorgesetzten" 
nach dem Ausscheiden des Bestraften aus dem 
Präsenzstand dem Militärkommandanten, in des­
sen Zuständigkeitsbereich der ständige Aufent­
haltsort J.es Bestraften ,gelegen ist, 

(4) Über gelöschte Ordnungs- und Disziplinar­
,strafen dürfen keine Mitteilungen gemacht wer-
den." 

9. Nach dem § 12 ist folgender neuer § 12 a. 
einzufügen: 

"V 0 r 1 ä u f i g e Fes t nah m e 

§ 12 a. (1) Offiziere, insbesondere der für die 
militärische Sicherheit und Ordnung im Standort 
oder in der Unterkunft verantwortliche Kom­
mandant (OrtskommaJndant oder Unterkunfts­
kommandant), sowie ,die ,diesen Kommandanten 
bei der Besorgung der vorgenannten Aufgaben 
unterstellten Soldaten und - soweit sie nicht 
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6 1627 der Beilagen 

sdlon Zu diesem Personenkreis zählen - Wadlen 
sind ber,edltigt, Heeresang.ehörige festzunehmen, 
wenn diese Maßnahme zur Aufredlterhaltung der 
militärisdlen Zudlt und Ol"dnung zwingend er­
forderlidl ist. Der Fesnnehmende hat auf kür­
zestem Wege dem Vorg,esetzten des festgenomme­
nen HeeresaIl!gehörigen die getroffene Verfügung 
~nzuzeigen. Dieser Vorgesetzte hat dem Diszipli­
narvorgesetzten ,des Festgenommenen Meldung zu 
erstatten. Höhere Vorgesetzte, die eine vorläu­
fige Festnahme verfügt haben, haben diese dem 
Disziplinarvorgesetzten des festgenommenen 
Heeresangehörigen bekanntzugeben. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat den Heeres­
angehörigen binnen 48 Stunden nadl der Fest­
nahme entweder freizulassen oder der zur wei-, 
teren Verfolgung berufenen Behörde (§ 4 Abs. 2 
des Gesetzes vom 27. Oktober 1862, RGBL 
Nr. 87, zum Sdlutz der persönlidlen Freiheit) 
zu überstellen. Wurde eine soldle Verfügung vom 
Disziplinarvorgesetz~en nidlt binnen 48 Stunden 
nadl der Festnahme ,getroffen, so ist diese mit 
Ablauf der genannten Frist unverzüglich aufzu­
heben." 

10. § 13 hat zu lauten: 

"A r t e nd e r Ordnungs s trafen 

§ 13. (1) Ordnungsstrafen für Berufsoffiziere 
'und zeitverpflidltete Soldaten sind 

a) die Verwarnung, 
b) die Geldbuße. 

(2) Ordnungsstrafen für Wehrpflidltige, die 
Präsenzdienst leisten, sind 

1. bei Offizieren und Unteroffizieren die 1m 
Abs. 1 genannten Ordnungsstrafen, 

2. bei Chargen und Wehrmännern 

a) die Verwarnung, 
b) die Ausgangsbesdlränkung bis zum Hödlst­

ausmaß von sieben aufeinanderfolgenden 
Tagen, 

-:) das Ausgangsverbot bis zum Hödlstausmaß 
von sieben aufeinanderfolgenden Tagen, 

d) ,die Ordnungshaft bis zum Hödlstausmaß 
von fünf Tagen. 

(3) Soweit die im Abs. 2 Z. 2 lit. b bis d ge­
nannten Oronung.s'strafen bis zur Entlassung des 
Wehrpflidltigen aus dem Präsenzdienst nicht oder 
nidlt mehr zur Gänze vollstreckt werdenkön­
nen, tritt an ihre Stelle eine Geldstrafe. Diese 
Geldstrafe beträgt .für jeden Tag 

a) einer Ausgangsbesdlränkung .... 20 v. H., 
b) eines Ausgangsverbotes ........ 30 v. H., 
c) einer Ordnungshaft .. : ......... 50 v. H. 

,der Barbezüge, die dem Wehrpflidltigen nadl § 4 
.des Heeresgebührenges,etzes in .der geltenden Fas­
:'sung bzw. nadlArt. XI Abs. 2 des Bundesge,setzes 

BGBL Nr. 272/1971 als Taggeld oder nadl § 5 
des Heeresgebührengesetzes für einen Tag ge­
bühren; das Ausmaß der Geldstraf.e hat jedodl im 
einzelnen Falle insgesamt mindestens zehn Sdlil­
ling zu betragen. 

(4) Das jeweilige Ausmaß der Geldstrafen 
nadl Abs. 3 ist vom Or,dnungsstrafbefugren fest­
zustellen und dem Bestraften unverzüglidl be­
kanntzugeben. " 

11. § 14 hat zu entfallen. 

12. § 15 hat zu lauten: 

"G eid b u ß e 

§ 15. (1) Die Geldbuße darf im einzelnen Falle 
a) bei Wehrpflidltigen, die Präsenzdienst lei­

sten, 5 v. H. der Barbezüge, die ihnen 
nadl den § § 4 und 5 des Heeresgebühren -
gesetzes in der geltenden Fassung für den 
Monat; ,in dem die Pflidltverletzung began­
gen wurde, gebühren, 

b) bei sonstigen Heeresangehörigen 5 v. H. 
des für den Monat, in dem die Pflidltver­
let~ung begangen wurde, gebührenden 
Monatsbezuges unter Aussdlluß der Haus­
haltszulage 

nidlt übersteigen. 

(2) Die Summe der redltskräftig auferlegten 
Geldbußen' darf innerhalb eines Kalenderjahres 

a) bei Wehrpflidltigen, die Präsenzdienst lei­
sten, die Hälfte der ihnen' nadl den § § 4 
und 5 des Heeresgebührengesetzes im Jah­
resdurdlsdlnitt für einen Monat gebühren-
den Barbezüge, - , 

b) bei sonstigen Heeresangehörigen die Hälfte 
des Monatsbezuges unter Aussdllußder 
Haushaltszulage, sofern dieser Monats­
bezug während des Kalenderjahres nidlt 
gleich hodl ist, die Hälfte des im Jahres­
durchsdlnitt auf einen Monat entfallenden 
Betrages 

nicht übersteigen," 

13. § 16 hat zu entfallen. 

14. § 17 hat zu lauten: 

"Ausgangsbeschränkung, Aus­
gangsverbot und Ordnungshaft 

§ 17. (1) Die Ausgangsbesdlränkung besteht 
in der Verpflidltung, entweder zum Zeitpunkt 
des Beginnes der Nadltruhe in der militärisdlen 
Unterkunft (Zapfenstreidl) oder zu einer be­
stimmten Zeit vor dem Zapfenstreich in die 
militärisdle Unterkunft zurückzukehren. sowie 
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1627. der Beilagen 7 

sich während der Anwesenheit in dieser Unter- Rangälteren, zu. Im Falle der Verhinderung des 
kunft zu bestimmten Zeitpunkten, jedoch nicht mit einer Ordnungsstrafbefugnis ausgestatteten 
öfter als einmal innerhalb von jeweils zwei Stun- Offiziers geht diese Befugnis auf seinen· Stellver­
den, bei dem mit der überwachung der Unter- treter über, sofern dieser Offizier ist. 
kunftsordnung betrauten Offizier oder bei einem 
diesem Offizier in der Besorgung der genannten (2) Die Ordnungsstrafbefugnis der Orts kom-
Aufgabe unterstehenden Soldaten zu melden; mandanten erstreckt sich auch auf alle Heeres­
die Zeitpunkte dieser Meldung sind gleichzeitig angehörigen - ausgenommen die im Dienst­
m~t der Verhängung der Strafe zu bestimmen. grad Höheren oder Rangälteren - hinsichtlich 
Die Rückkehr in die militärische Unterkunft der Pflichtverletzungen, die bei Ausübung eines 

vom Ortskommandanten im Rahmen seiner Be­darf I1icht für einen früheren Zeitpunkt als eine 
Stunde nach Beendigung des Dienstes befohlen fugnisse angeordneten Dienstes im Standort be-
werden. Für Heeresangehörige, die nicht kasern- gangen werden. 
mäßig untergebracht sind, umfaßt die Ausgangs-· (3) Die Ordnungsstrafbefugnis der Komman­
beschränkung die Verpflichtung, während eines danten von heereseigenen Krankenanstalten und 
bestimmten Teiles der dienstfreien Zeit in der kranken anstalts ähnlichen Einrichtungen erstreckt 
militärischen Unterkunft zu verbleiben, sowie sich auf die .. in diesen Krankenanstalten und 
die vorgenannte Meldepflicht; eine Ausgangs- krankenanstalts~hnlichen Einrichtungen in dau­
beschränkung dieser Art hat spätestens eme ernder Dienstverwendung stehenden, dort 
Stunde vor dem Zapfenstreich zu enden. dienstzugeteilten ·oder in stationärer Kranken-

(2) Das Ausgangsverbot besteht in der Ver- behandlung befindlichen Heeresangehörigen, aus­
genommen die im Dienstgrad· Höheren oder pflichtung, die der Einheit des Bestraften in der 
Rangälteren. Kaserne angewiesenen Räumlichkeiten (den 

Lagerbereich der Einheit) während der dienst- (4) Dem Generaltruppeninspektor kommt, so­
freien Zeit nicht zu verlassen und kein Schank- weit im Abs. 5 nichts anderes bestimmt ist, die 
lokal, auch nicht die Kantine, zu besuchen, sowie Ordnungsstrafbefugnis über alle Heeresangehöri­
sich zu bestimmten Zeitpunkten, jedoch nicht gen zu. 
öfter als einmal innerhalb von jeweils zwei Stun-
den, bei dem mit der überwachung der Unter- (5) Dem Bundesminister für Landesverteidi-
k f d b Offi ' d b" gung kommt die Ordnun. gsstrafbefugnis über alle un tsor nung etrauten ZIer 0 er el emem 

Heeresangehörigen zu; über Berufsoffiziere der diesem Offizier in der Besorgung der genannten 
Aufgabe unterstehenden Soldaten zu melden; die Dienstklassen VIII und IX sowie über andere 
Zeitpunkte dieser Meldung sind gleichzeitig mit Heeresangehörige, die beim Bundesministerium 
der Verhängung der Strafe zu bestimmen. Eine für Landesverteidigung in dauernder Dienstver­
Erlaubnis zum Wohnen außerhalb der Kaserne wendung stehen oder dort dienstzugeteilt sind, 
tritt für die Dauer des Ausgangsverbotes außer kommt die Ordnungsstrafbefugnis nur dem Bun-
Kraft. desminister für Landesverteidigung zu. 

(3) Die Ordnungshaft besteht in der Verschlie­
ßung des Bestraften in einem Haftraum während 
seiner dienstfreien Zeit für die Dauer der Strafe, 
und zwar nach Möglichkeit gemeinsam mit ande­
ren Heeresangehörigen, über die die gleiche 
Strafe verhängt worden ist." 

15. Die §§ 18, 19 und 20 haben zu lauten: 

"S t r a f b e f u g n iss e i m 0 r d nun g s-
strafverfahren 

§ 18. (1) Ordnungsstrafen dürfen nur von den 
mit Ordnungsstrafbefugnis ausgestatteten Vor­
gesetzten verhängt werden. Diese Strafbefugnis 
steht dem Bundesminister für Landesverteidi­
gung und allen Offizieren, denen der Befehl über 
eine militärische Dienststelle, ein abgesondertes 
Kommando, einen Transport oder· einen Kurs 
mit Verantwortlichkeit für die Disziplin und 
den militärischen . Dienstbetrieb übertragen ist, 
gegen die ihrer Befehlsgewalt Unterstellten, mit 
Ausnahme der im Dienstgrad Höheren oder 

Aus ü b u n g der 0 r d nun g s s t r a f­
befugnis 

§ 19. (1) Kommandanten, die nach § 18 zur 
Verhängung einer Ordnungsstrafe befugt sind, 
dürfen ihre Ordnungsstrafbefugnis nicht aus­
üben, wenn die Pflichtverletzung außer Dienst an 
ihnen persönlich begangen wurde. Die Komman­
danten haben solche Pflichtverletzungen ihrelll 
Vorgesetzten zur disziplin ären Ahndung zu mel­
den; Ortskomm:IJndanten haben solche. Pflichtver­
letzungen von Heeresangehörigen, auf die sich 
ihre OrdnungsstraEbefugnis nach § 18 Abs. 2 er­
streckt, ,den· Kommandanten bekanntzugeben, 
denen die Ordnungs<strafbefugnis über diese 
Heeresangehörigen außerhalb des ,im § 18 Abs. 2 
bezeichneten Dienstes unmittelbar zukommt. 

(2) Höhere Vorgesetzte dürfen ihre Ord­
nungsstrafbefugnis gegen Heeresangehörige, die 
unmittelbar der. Ordnungsstrafbefugnis eines 
untergeordneten Kommandanten unterliegen, 
nur dann -und. zwar unter Ausschluß der 
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Ordnungsstrafbefugnis des untergeordneten 
Kommandanten - ausüben, wenn die Pflicht­
verletzung 

a) ihnen nach Abs. 1 gemeldet, 
b) unter ihren Augen begangen, 
c) von Angehörigen verschiedener militäri­

scher Dienststellen ihres Befehlsben;iches 
gemeinschaftlich begangen oder 

d) vom untergeordneten Kommandanten un­
gerechtferti.gterweise nicht geahndet 

wurde. 

(3) Im Falle einer Versetzung oder Dienstzutei-
1ung eines Heeresangehörigen, der eine Pflicht­
verletzung begangen hat, ist die Ordnungsstraf­
befugnis von dem strafberechtigten Vorgesetzten 
auszuüben, dem ,dieser Heeresangehörige zur 

, 'Tatzeit unterstellt war. 

'(4) Das Ruhen eines Ordnungsstrafverfahrens 
ist von dem Vorgesetzten, dem die Ordnungs­
strafbefugnis unmittelbar zukommt, dem Diszi­
plinarvorgesetzten zu melden. 

Ordnungs strafverfahren 

§ 20. Ordnungsstrafen dürfen erst nach gehöri­
ger Erhebung des Sachverhaltes, der für und 
wider den Beschuldigten sprechenden Beweise so­
wie nach Anhörung des Beschuldigten verhängt 
werden. Stellt der Beschuldigte ein Verschulden 
in Abrede, so sind ihm die Beweisergebnisse vor­
-zuhalten und, sofern es sich als notwendig er­
weist, noch ergänzende Erhebungen zur über­
prüfung der Rechtfertigung durchzuführen. Im 
Falle des Zusammentreffens mehrerer Pflicht­
verletzungen, die im Rahmen derselben Ord­
nungsstrafbefugnis zu ahnden sind, darf über 
den Beschuldigten 'nur eine Ordnungsstrafe ver­
hängt werden. Das Ordnungsstrafverfahren ist 
beim Ausscheiden des Beschuldigten aus dem 
Präsenzstand fortzusetzen." 

16. Die §§ 21 und 22 haben zu entfallen. 

17. § 23 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Gegen eine Ordnungsstrafe, die nicht vom 
Bundesminister für Landesv,erte~digung verhängt 
worden ist, kann binnen drei Tagen nach der 
Verhängung der Ordnungsstrafe bei dem Kom­
mandanten, der die Oronungsstrafe verhängt hat, 
schr,iftlich oder mündlich Berufung erhoben wer­
den." 

18. § 23 a hat zu lauten: 

"A b ä n der u n g 0 der Auf heb u n g von 
o I' d nun g ss t I' a f e n 

§ 23 a. (1) Der dem strafenden Vorgesetzten 
unmittelbar übergeordnete Kommandant hat 
eine rechtskräftig verhängte Ordnungsstrafe von 

Amts wegen abzuändern oder aufzuheben, wenn 
ihm zur Kenntnis gelangt, daß der strafende 
Vorgesetzte zur Verhängung dieser Ordnungs­
strafe nicht befugt war ,oder bei Verhängung 
der Ordnungsstrafe gegen Bestimmungen 'des 
§ 20 verstoßen hat. 

(2) Der dem strafenden Vorgesetzten unmittel­
bar übergeordnete Kommandant hat die Einlei­
tung des Disziplinarverfahrens zu v.eranlassen, 
wenn er die mit einer Ordnungsstrafe geahndete 
Pflichtv,erlet2lUng als Dienstvergehen erachtet und 
seit der rechtskräftigen Verhängung der Ord­
nungsstrafe nicht mehr als zwei Wochen ver­
strichen sind; soweit diese Ol1dnungsstrafe noch 
nicht vollstreckt wurde, hat er sie unverzüglich 
aufzuheben." ' 

19. § 24 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Wurde nach Verhängung einer Ordnungs­
strafe auf eine Berufung ausdrücklich verzichtet, 
innerhalb der im § 23 Abs. 1 genannten Frist 
keine Berufung eingebracht oder die Berufung 
zurückgewiesen oder abgewiesen, so ist die Ord­
nungsstrafe unverzüglich zu vollstrecken." 

20. § 24 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Von mehreren zu verbüßenden Ordnungs­
strafen v,erschiedener Art ist die strenger,e vor 
der milderen ~u vollstrecken. Hat die Vollstrek­
kung der Ordnungsstrafen Ausgangsbeschränkung 
und Ausgangsv.erbot vor der Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe bereits begonnen, so ist diese Voll­
streckung zu untel'brechen; der verhleibende Teil 
der genannten Ordnungsstrafen ist im Anschluß 
an die Freiheitsstrafe zu vollstrecken. Das gleiche 
gilt, wenn die Vollstreckung der Ordnungsstrafe 
Ausgangsbeschränkung vor der Vollstreckung der 
Ordnungsstrafe Ausgangsv.erbot bereits begonnen 
hat. " 

21. § 24 Abs. 5 hat zu entfallen. 

22. Die lit. B des § 25 hat zu lauten: 

"B. Bei zeitverpflichteten Soldaten 
1. der V erweis, 
2. die Ausschließung von der Beförderung, 
3. die AussChließung vo~ der Vorrückung 

in eine höhere Gehaltsstufe, 
4. die Minderung des Dienstbezuges 

(Monatsbezug ausschließlich der Haus-
haltszu1age), ' 

5. die Entlassung, 

oder an Stelle dieser DisZiipLinarstrafen die im 
§32 genannten Strafen nach Maßgabe des §32 
oder des § 33 a." 
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23.§ 27 Ahs.3 hat zu lauten:. 28. Nach ,dem § 33 ist folgender neuer§ 33 a 

,,(3) Endet das Dienstverhältnis eines zeitver- einzufügen: 
pflichteten Soldaten nach Eintritt der Rechts- "U mw a n d 1 u n g von Dis z i pli n a r-
kraft des Erkenntnisses, aber vor Eintritt der s t r a f e n bei z e i t ver p f I ich t e t e n 
Wirksamkeit qer Minderung des Dienstbezuges Sol d a t e n 
oder vor dem Ende der Strafdauer, so vermin­
dert sich die Abfertigung um den ausständigen 
Kürzungsbetrag. " 

24. § 29 hat zu lauten: 

"A u s s chi i e ß u n g von der B e f ö r d e­
rung 

§ 29. Auf Ausschließung von der Beförderung 
darf nicht für mehr als drei Jahre ab der Ein­
leitung des Disziplinarverfahrens erkannt wer­
den." 

25. § 31 Abs. 1 hat zu tauten; 

,,(1) Die DiszipLinarstrafe der Entlassung be­
wirkt den V,erlust aller Rechte aus dem Dienst­
verhältni,s eines Berufsoffiziers oder zeitverpflich­
teten SoLdaten, die Unfähigkeit, solche neu oder 
w,ieder zu erlangen, die Zurücksetzung zum Wehr­
mann der Reserve sowie die Unfäh~gkeit, inner­
halb von ,drei Jahren nach Eintritt der Rechts­
kraft des Erkenntnisses einen höheren Dienstgrad 
zu erlangen." 

26. Die Abs. 2 und 3 des § 31 haben zu entfal­
len; der Abs. 4 erhält die Bezeichnung ,,(2)". 

27. § 32 hat zu laU1len: 

"M i n der u n g der A b f e r t i gun gun d 
Degradierung 

§ 32. (1) Endet das Dienstverhältnis eines zeit­
verpflichteten Soldaten infolge Ablaufes der Be­
stellungs dauer oder infolge Kündigung durch den 
Bund vor dem rechtskräftigen Abschluß des Dis­
ziplinarverfahrens, so tritt an .. die Stelle der im 

,§ 25 lit. B Z. 2 bis 4 genannten Disziplinar-
strafen die Disziplinarstrafe Minderung der Ab­
fertigung und an die Stelle der Disziplinarstrafe 
Entlassung die Disziplinarstrafe Degradierung. 

(2) Als Disziplinarstrafe Minderung der Ab­
fertigung ist ein Abzug von höchstens 50 v. H; 
des Abfertigungsbetrages festzusetzen. 

(3) Die Disziplinarstrafe Degradierung be­
wirkt den Verlust der Abfertigung, die Unfähig­
keit,die Itechte ausaem Dienstverhältnis eines 
Berufsoffiziers oder zeitverpflichteten Soldaten 
neu oder wieder zu erlangen, die Zurücksetzung 
zum Wehrmann der Reserve und die Unfähig­
keit, innerhalb VOn drei Jahren nam Eintritt der 
Remtskraft des Erkenntnisses einen höheren 
Dienstgrad zu 'erlangen." 

§ J3 a. Wurde über einen zeitverpflichteten 
Soldaten eine der im § 25 lit. B Z. 2 bis 5 
genannten Strafen verhängt und endet das 
Dienstverhältnis dieses Heeresangehörigen 'in­
folge Ablaufes der Bestellungsdauer oder infolge 
Kündigung durch den Bund vor Eintritt der 
Vollstreckbarkeit des Erkenntnisses (§ 60), so 
erwächst dieses Erkenntnis nicht in Rechtskraft. 
Die Disziplinarkommission, von der das Erkennt­
nis gefällt wurde, hat dieses unverzüglich aufzu-. 
heben und unter sinngemäßer Anwendung des 
§ 32 ein neues Erkenntnis zu fällen." 

29. § 34 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Ais Disziplinarvorgesetzte haben emzu­
schreiten: 

a) die Kommandanten von Truppenkörpern 
sowie die ihnen GleiChgestellten gegen die 
ihrer Befehlsgewalt unterstellten Berufs­
offiz\ere und zeitverpflichteten Soldaten, 

b) die Kommandanten von Heereskörpern 
sowie die ihnen Gleichgestellten gegen die 
ihrer Befehlsgewalt unterstellten Berufs­
offiziere und zeitverpflichteten Soldaten, 
ausgenommen Berufsoffiziere der Dienst­
klassen VIII und IX sowie Berufsoffiziere 
und zeitverpflichtete Soldaten, die einem 
in' lit. a genannten Disziplinarvorgesetzten 
unterstehen, 

c) der Armeekommandant gegen die seiner 
Befehlsgewalt unterstellten' Berufsoffiziere 
und zeitverpflichteten Soldaten, ausgenom­
men Berufsoffiziere der Dienstklassen VIII 
und IX sowie Berufsoffiziere und zeitver­
pflichtete Soldaten, die einem in lit. a 
oder b genannten Disziplinarvorgesetzten 
unterstehen, 

d) der Bundesminister für Landesverteidigung 
gegen alle Berufsoffiziere der Dienstklas­
sen VIII und IX sowie gegen jene Berufs­
offiziere und zeitverpflichtete Soldaten; die 
keinem der in lit. abis c genannten Diszi­
plinarvorgesetzten unterstehen." 

30. § 34 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,( 4) Die Zuständigkeit des Disziplinarvorge­
setzten geht auf den ihm unmittelbar übergeord­
neten Kommandanten über, sofern 

a) die Tat außer Dienst an ihm persönlich be­
gangen wurde, 

b) gegen ihn ein Ordnungsstraf- oder Diszi­
plinarverfahreneingeleitet wurde;' für die 
Dauer dieses Verfahrens. 

1627 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 9 von 19

www.parlament.gv.at



10 1627 der Beilagen 

Er hat in diesen ,Fällenden Sachverhalt, der den 
Verdacht eines Dienstvergehens begründet; dem 
ihm unmittelbar übergeordneten Kommandan­
ten zu meIden;" 

31. § 35 hatzu lauten: 

"D i s z i pli n a r kom m iss ion e n 

§ 35. (1) Zur Durchführung des Disziplinar­
verfahrens werden folgende Disziplinarkommis­
sionen mit nachstehenden Zuständigkeiten ein­
gesetzt: 

1. Die Disziplinarkommissionen für Berufs­
offiziere der Dienstklassen VII bis IX: 
a) in 1. Instanz beim Bundesministerium 

für Landesverteidigung (Disziplinarkom­
mission für höhere Berufsoffiziere), 

b) in 2. Instanz beim Bundeskanzleramt 
(Oberste Disziplinarkommission); 

2. die Disziplinarkommissionen für alle übri­
gen Berufsoffiziere: 
a) in 1. Instanz bei den Korpskomman­

den und beim Militärkoinmando Wien 
(Disziplinarkommissionen für Berufs­
offiziere ), 

b) in 2. Instanz beim Bundesministerium 
für Landesverteidigung (Disziplinarober­
kommission für Berufsoffiziere); 

3. die Disziplinarkommissionen für zeitver­
pflichtete Soldaten: 
a) in 1. Instanz bei den Militärkomman­

den (Disziplinarkommissionen für zeit­
verpflichtete Soldaten), 

b) in 2~ Instanz hei den Korpskomman­
den (Disziplinaroberkommissionen für 
zeitverpflichtete Soldaten). 

(2) Der Zuständigkeitsbereich der im Abs. 1 
Z. 2 lit. a und Z. 3 genannten Disziplinarkom­
missionen erstreckt sich jeweils auf alle Berufs­
offiziere der Dienstklassen 11 bis VI beziehungs­
weise auf alle zeitverpflichteten Soldaten, die im 
Zeitpunkt der Einleitung des Disziplinarverfah­
rens bei einer militärischen Dienststelle im ört­
lichen Zuständigkeitsbereich des Kommandos, bei 
dem die Disziplinarkommission eingerichtet ist, 
in Verwendung stehen. Der Zuständigkeitsbereich 
der im Abs. 1 Z. 2 lit. b genannten Disziplinar­
kommission erstreckt sich auf alle Berufsoffiziere 
der Dienstklassen '11 bis VI, der Zuständigkeits­
bereich ,der im Abs. 1 Z. 1 genannten Diszipli­
narkommissionen auf alle Berufsoffiziere der 
Die~stklassen VII bis IX. 

die Bildung der Disziplinarsenate erforderlichen 
dienstrechtlichen Stellung als, nicht möglich oder 
die Durchführung des Disziplinarverfahrens bei 
einer Disziplinarkommission nach Abs. 1 Z. 2 
lit. a oder Z. 3 lit. a irifolge' der örtliChen Lage 
der militärischen Dienststellen für den gesamten 
Zuständigkeitsbereich oder für Teile davon als 
nicht zweckmäßig, so hat der Bundesminister für 
Landesverteidigung nach den jeweiligen örtlichen 
und organisatorischen Verhältnissen durch Ver­
ordnung diesen Zuständigkeitsbereieh oder Teile 
davon einer anderen Disziplinarkommission nach 
Abs. 1 Z. 2 lit. a beziehungsweise Z. 3 lit. a 
zuzuweisen. In jenen Fällen, in denen ein Militär­
kommando nicht dem Zuständigkeitsbereich eines 
Korpskommandos angehört, ist ,die dem Sitz 
dieses Militärkommandos örtlich zunächst einge­
richtete Disziplinaroberkommission für zeitver­
pflichtete Soldaten im Instanzenzugder Diszipli­
narkommission für zeitverpfLichtete SoLdaten bei 
einem solchen Militärkommando übergeordnet; 
der Bundesminister für Landesverteidigung hat 
die in einem solchen Falle im Instanzenzug über­
geordnete DisZ!iplinaroberkommission durch Ver­
ol"dnung festzustellen. 

(4)' Für die Oberste Disziplinar kommission gel-' 
ten hinsichtlich ihrer Zusammensetzung, der Be­
stellung ihrer Mitglieder smyie hinsichtLich ihrer 
Senate, ihrer sachlichen Erfordernisse, ,cLer Besor­
gung ihrer Kanzleigeschäfte und hinsichtlich des 
Protokollführ,ers § 101 Abs. 1 und 5, § 101 a 
Abs. 3 und 5 sowie die §§ 104 bis 106 der Dienst­
pragmatik in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 148/1969. Im übrigen gelten für die 
Oberste Disziplinarkommis!lion hinsichtlich der 
ihr nach diesem Bundesgesetz obliegenden Auf­
gaben die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes." 

32. § 36 hat zu lauten: 

"Z u s t ä n d i g k e i t 

§ 36. Streitigkeiten über die Zuständigkeit zwi­
schen Disziplinarkommissionen, von denen der 
Rechtszug an dieselbe Disziplinaroberkommission 
geht, hat diese Disziplinaroberkommission zu 
entscheiden; Streitigkeiten über die Zuständig­
keit zwischen anderen Disziplinarkommissionen 
hat die Oberste Disziplinarkommission zu ent­
scheiden. " 

33. Die §§ 38 bis 40 haben zu lauten: 

,;B e s t e 11 u n g der Mit g I i e der der 
Dis z i pli n ar kom m iss ion e n für B e­

rufsoffiiiere 

(3) Erweist sich die Einsetzung einer Diszipli- § 38. (1) Der Vorsitzende, die Stellvertreter 
narkommission nach Abs. 1 Z. 2 lit.a oder Z. 3 und die erforderliche Anzahl weiterer Mitglieder 
lit. a bei einem Militärkommando in Ermange- . der DiszipUnarkommissiqn für hÖhere Berufs­
lung einer ausreichenden Zahl an Berufsoffizie- offiziere; der Disziplinaroberkommission für Be­
ren und zeitverpflicllteten Soldaten in der für rufsoffiziere und der Disziplinarkommissionen 
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für Berufsoffiziere sind mit Wirkung vom 1. Jän­
ner eines Kalende.rjahres für die Dauer von drei 
Jahren zu bestellen. Im Bedarfsfalle sind jedoch 
die genannten Disziplinarkommissionen auch 
während dieser drei Jahre durch die Bestellung 
von zusätzlichen Mitgliedern zu ergänzen .. 

(2) Der Bundesminister für Landesverteidigung 
bestellt aus dem Kreise der Berufsoffiziere unter 
Bedachtnahnie auf ihre Eignung, ihre dienst­
rechtliche Stellung sowie auf die jeweiligen ört­
lichen und - organisatorischen Verhältnisse die 
Vorsitzenden und deren Stellvertreter aller im 
Abs. 1 genannten Disziplinarkommissionen. Be­
rufsof1iziere, die zum Vorsitzenden einer Diszi­
plinarkommission für Berufsoffiziere oder der 
Disziplinaroberkommission für Berufsoffiziere 
oder zu dessen Stellvertreter bestellt sind, dürfen 
nicht zum Vorsitzenden einer im Instanzenzug 
über- oder untergeordneten Disziplinarkommis­
sion oder zu dessen Stellvertreter, bestellt wer­
den. 

(3) Der Bundesminister für Landesverteidigung 
bestellt ferner aus den noch nicht nach Abs. 2 
zu Mitgliedern einer Disziplinarkommission be­
stellten Berufsoffizieren unter Bedachtnahme auf 
ihre Eignung, ihre dienstrechtliche Stellung, auf 
die jeweiligen örtlichen und organisatorischen 
Verhältnisse sowie auf die Bestimmungen über 
die Zusammensetzung der Disziplinarsenate 
(§ 40) die weiteren Mitglieder der Disziplinar­
kommission für höhere Berufsof1iziere und der 
Disziplinaroberkommission für Berufsoffiziere. 

(4) Die Kommandanten der Dienststellen, bei 
denen eine Disziplinarkommission eingesetzt ist, 
haben aus dem Kreise der Berufsoffiziere, auf die 
sich der Zuständigkeibsbereich der bei der jewei­
ligen Dienststelle eingesetzten Disziplinarkom­
mission für Berufsof1iziere erstreckt, unter Be­
dachtnahme auf ihre Eignung, ihre dienstrecht­
liche Stellung, auf die jeweiligen örtlichen und 
organisatorischen Verhältnisse sowie auf die Be­
stimmungen über die Zusammensetzung de,r 
Disziplinarsenate (§ 40) die weiteren MItglieder 
der Disziplinarkommissionen für Berufsof1iziere 
zu bestellen. . 

(5) Die Vorsitzenden der im Abs. 1 genann­
ten Disziplinarkommissionen und deren Stellver­
treter werden von dem jeweils rangältesten son­
stigen Mitglied der jeweiligen Disziplinarkom­
mISSlOn vertreten. 

Bestellung der Mitglieder der 
Disziplinarkommissionen für 

z e i t ver p f I ich t e t e Sol d a t e n' 

§ 39. (I) Der Vorsitzende, die Stellvertreter 
und die erforderliche Anzahl weiterer Mitglieder 
der Disziplinaroberkommissioneri für zeitver-' 
pflichtete Soldaten und der Disziplinarkommis-

siQnen für zeitverpflichtete- Soldaten sind mit 
Wirkung vom 1. Jänner eines Kalenderjahres für 
die Dauer von drei Jahren zu bestellen. Im Be­
darfsfalle sind jedoch die genannten Disziplinar­
kommissionen auch während dieser drei Jahre 
durch die, Bestellung von zusätzlichen Mitglie­
dern zu ergänzen. 

(2) Der Bundesminister für Landesverteidigung 
bestellt aus dem Kreise der ,Berufsof1iziere unter 
Bedachtnahme auf ihre Eignung, /ihre dienst.;. 
rechtliche Stellung sowie auf die jeweiligen ört­
lichen -und organisatorischen Verhältnisse die 
Vorsitzenden und deren Stellvertreter aller im 
Abs. 1 genannten Disziplinarkommissionen. Be­
rufsoffiziere, die zum Vorsitzenden einer Diszi­
plinarkommission für zeitverpflichtete Soldaten 
oder einer Disziplinaroberkommission für zeit­
verpflichtete Soldaten oder zu dessen Stellvertre­
ter bestellt sind, dürfen nicht Zum Vorsitzenden 
einer im Instanzenzugüber- oder untergeord­
neten Disziplinarkommission oder zu dessen 
Stellvertreter bestellt werden. 

(3) Die Kommandanten der Dienststellen, bei 
denen eine Disziplinaroberkommission für zeit­
verpflichtete Soldaten eingesetzt ist, haben aus 
dem Kreise der im örtlichen Zuständigkeits­
bereich der jeweiligen Dienststelle in Verwen­
dung stehenden Berufsoffiziere sowie aus dem 
Kreise der zeitverpflichteten Soldaten, auf die 
sich der Zuständigkeitsbereich der bei der jewei­
ligen Dienststelle eingesetzten Disziplinarober­
kommission für zeitverpflichtete Soldaten er­
streckt, unter Bedachtnahme auf die Eignung 
und die dienstrechtliche Stellung dieser Heeres­
angehörigen, auf die jeweiligen örtlichen und 
organisatorischen Verhältnisse sowie auf die Be­
stimmungen über die Zusammensetzung der Dis­
ziplinarsenate (§ 40) die weiteren Mitglieder der 
Disziplinaroberkommissionen für zeitverpflich­
tete Soldaten zu bestellen. 

(4) Die Kommandanten der Dienststellen, bei 
denen eine Disziplinarkommission für zeitver­
pflichtete Soldaten eingesetzt ist, haben unter 
sinngemäßer Anwendung des Abs. 3 die weiteren 
Mitglieder der Disziplinarkommissionen für zeit­
verpflichtete Soldaten zu bestellen. 

(5) Die Vorsitzenden der im Abs. 1 genannten 
Disziplinarkommissionen und deren Stellvertre­
ter werden von dem jeweils rangältesten sonsti­
gen Mitglied der jeweiligen Disziplinarkommis­
sion vertreten. 

Disziplinarsenate 

§ 40. (1) Di.e Diszip1inarkommissioneri ver­
handeln und entscheiden in Senatlen. Jedes Mit­
glied der Disziplinarkommission kann mehreren 
Senaten angehören. Die VOl'\sitzenden der Senate 
haben ein Mitg1~ed ihres Senates als Berichterstat­
ter zu bestimmen. 
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(2) Einem aus dem . Vorsitzenden, dessen Stell­
vertr,eterund den drei ranghöchsten weiteren 
MitgliOOern der Disz'iplin,arkommission bestehen­
den Senat obliegen 

a) d!ie Zusammensetzung der Senate und die 
Verteilung der Geschäfte unter diese bis 
Jahresschluß für ,die Dauer des folgenden 
Kalenderjahres unter gleichzeitiger Bestim­
mung der Reiohenfolge, in der die übrigen 
Kommissionsmitglieder bei der Verhinde­
rung eines Senatsmitgliedes als Ersatz­
mitg1ieder in die Senate eintreten, 

b) l\nderungender Geschäftsverteilung wäh­
r,end des lauf.enden Kalenderjahr,es, wenn 
dies zur ordnung,sgemäßen Durchführung 
der Disziplinarverfahren notwendig ist, und 

c) Ergänzung von Senaten aus anderen Mit­
gliedern der Disziplinarkommission für den 
Rest der Funktionsdauer, sof.ern sich die 
Senatsbildung entsprechend den Abs. 3 bis 6 
trotz der Heranziehung von Ersatzmitglie­
dern als nicht möglich erweist. 

(3) Die Senate der Disziplinarkommission für 
höher,e Berufsoffiz~ere bestehen aus einem 13e­
rufsoffiz·ierder Dienstklasse VIII oder IX, die 
Senate der Disz.iplinaroberkommission für Be­
rufsoffizier,e aus einem Berufsoffizier der Dienst­
klasse VII, VIII oder IX als VOl'1sitzenden und je­
weils vier weiter,en Mitgliedern, von denen zwei 
dem Dienstzweig und der Dienstklasse des Be­
schuldigten angehör,en müssen; sofern es aber 
an solchen Mitgliedern in dieserdienstrechtlichen 
Stellung mangelt, müssen zwei der weiteren Mit­
glieder des Senates der Verwendungsgruppe und 
der nächstniedrigeren bzw. nächsthöheren Dienst­
klassedes Beschuldigten angehören. 

(4) Die Senate der Disziplinarkommissionen 
für B,erufsoffizier·e bestehen aus ,einem Stabs­
offiz,ier als Vorsitzend'en und zwei weiteren Be­
r~fsoffizieren als weiteren Mitgliedern, von denen 
emes dem Dienszweig und der Dienstklasse des 
Beschuldigten angehören muß; sofern ,es aber an 
solchen Mitgliedern in dieser dienstrechtlichen 
Stellung mangelt, muß eines der weiter,en Mit­
glieder des Senates der Verwendungsgruppe und 
der nächstniedrigeren bzw. nächsthöheren Dienst­
klasse des Beschuldigten angehören. 

(5) Die Senate der Disziplinaroberkommission 
für zeitverpflichtete Soldaten bestehen aus einem 
Stabsoffizier als Vorsitzenden und vier weiteren 
Mitgliedern, von denen, wenn ein Unteroffizier 
Beschuldiguer ist, eines de~ weiteren Mitglieder 
Berufsoffizier und drei Unteroffiziere --.:.. nach 
Möglichkeit einer mit dem höchsten Dienstgrad 
für zeitverpflichtete Unteroffiziere und zw,ei mit 
dem gleichen Dienstgra.d wie der BeschuLdigte -
sein müssen;~steine Charge oder ein Wehrmann 
Beschl,lldigter, ,so müssen ,ein~·dervier weiteren 
Mitglieder Berufsoffi~ier, eines Unteroffizier -

. nach Möglichiteit mit dMt höchsten Dienstgrad 

L-.. __ -"''--___ ~~~~ ~ ___ ~ __ ~ 

für zeitverpflichtete Unte1"offiziere - und zwei 
Chargen -nach Möglichkeit mit dem gl.eichen 
Dienstgrad wie der Beschuldigte - oder Wehr­
männer sein. 

(6) Die Senate der Disziplinarkommllission für 
zeitverpflichtete Soldaten bestehen aus einem 
Stabsoffizier oder Hauptmann als Vorsitzenden 
und zwei weiteren Mitgliedern, die, wenn ein 
Unteroffimer Beschuldiguer ist, Unteroffiziere -
nach Möglichkeit einer mit,dem höchsten Dienst­
grad für zeitverpflichtete Unteroffiziere und einer 
mit dem gleichen Dienstgrad wi,e der B'eschul­
digte - sein müssen; 1st eine Charge oder ein 
WehrmannBeschuldigter, so muß eines der wei­
teren Mitglieder Unteroffizier - nach Möglich­
keit mit dem höchsten Dienstgrad für zeitver­
pflichtete Unteroffiziere - und eines Charge -
nach Möglichkeit mit demgl.eichen Dienstgrad 
wie der Beschuldigte '- oder Wehrmann sein." 

34. § 42 Abs. 2 hat zu lauten: 
I 

,,(2) Der Kommandant der Dienststelle, bei 
der eine Disziplinarkommission eingesetzt ist, 
hat aus dem Kreise der Berufsoffiziere und 
der in einer Offiziersfunktion verwendeten Per­
sonen (§ 1 Abs. 1 lit. c), die im örtlichen Zustän­
digkeitsbereich der Disziplinarkommission in 
Verwendung stehen, die Protokollführer für die 
Sitzungen und Verhandlungen der Disziplinar­
kommission zu bestellen." 

35. § 43 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Zur Vertretung der dienstlichen Interes­
sen hat der Kommandant der Dienststelle, bei 
der eine Disziplinarkommission eingesetzt ist, 
für jede bei dieser Dienststelle eingesetzte Dis­
ziplinarkommission aus der Reihe der ihm unter­
stellten, nach Möglichkeit rechtskundigen Be­
rufsoffiziere einen Disziplinaranwalt und die er­
forderlichen Stellvertreter zu bestellen. Der Bun­
desminister für Landesverteidigung hat für die 
Disziplinarkommission für höhere Berufs­
offiziere, für die Disziplinaroberkommission für 
Berufsoffiziere und für die Oberste Disziplinar­
kommission aus dem Personalstand des Bun­
desministeriums für Laridesverteidigung ange­
hörenden oder bei diesem in Verwendung stehen­
den, nach Möglichkeit rechtskundigen Berufs­
offizieren je einen Disziplinaranwalt und die er­
forderlichen Stellvertreter zu bestellen." 

36. § 44 hat zu lauten: 

"Ausschließung und Ablehnung 

§ 44. (1) Auf die Ausschließung und Ableh­
nung von Mitgliedern einer DisziplinarkomJ;llis­
sion und des Protokollführers sind die Bestim­
mungen .der §§ 67 pis 74, auf die Ausschließung 
von Disziplinaranwälten die Bestimmungen der 
§§ 75 und 76 der Strafprozeßordnung 1960, 
BGBl. Nr.98, sinngemäß anzuwenden. 

1627 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)12 von 19

www.parlament.gv.at



-----~~--------------_._-------

1627 der 'Beilagim 13 

'(2) überdies hat jeder Beschuldigte das Recht,' schuldigte in der Sache bereits gehört worden 
binnen einer Woche nach Zustellung des Verwei- ist, ohne Durchführung einer mündlichen Ver­
sungsbeschlusses ein Mitglied des Senats, besteht handlung - eine Ordnungsstrafe zu verhän­
der Senat aber aus dem Vorsitzenden und. vier gen." 
weiteren Mitgliedern, zwei Mitglieder des Senats Die bisherigen Abs. 3,4 und 5 des § 48 erhal-
ohne Angabe von Gründen abzulehnen." d· Ab b ·ch' ' ten le , satz ezel n~ng ,,(4)", ,,(5)" und ,,(6)". 

37. § 45 hat zu lauten: 

"R u h e nun dEn den der Dis z i pli n a r­
funktionen 

§ 45. (1) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinar­
kommissionen sowie die Funktionen des Diszi­
plinaranwaltes, des Untersuchungskommissärs 
und des Protokollführers ruhen in ~ den Fällen 
der Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegen 

. eines Dienstvergehens (§ 48) bis zu dessen rechts­
kräftigem Abschluß, der Dienstenthebung (§ 64), 
der AußerdienststeIlung (§ 71 der Dienstpragma­
tik) sowie der Gewährung eines Urlaubes von 
mehr als drei Monaten. 

(2) Die Mitglieds.chaft zu den Disziplinarkom­
missionen sowie die Funktionen 'des Disziplinar­
anwaltes, des Untersuchungskommissärs und des 
Protokollführers enden mit Ablauf der Bestel­
lungsdauer, mit der Beendigung des Dienstver­
hältnisses, der' rechtskräftigen Verhängung einer 
Disziplinarstrafe, der übernahme in einen' ande­
ren Personalstand, der Versetzung zu einer 
Dienststelle, für deren Angehörige eine andere 
Disziplinarkommission zuständig ist, der Ver­
setzung ins Ausland, der Versetzung in den zeit­
lichen oder dauernden Ruhestand, dem über­
tritt in den dauernden Ruhestand sowie der 
Annahme einer Austrittserklärung. 

(3) Nach Löschung einer rechtskräftig ver­
hängten Disziplinarstrafe kann der Heeresange­
hörige wieder zu einer Funktion im Disziplinar­
verfahren herangezogen werden," 

38. § 48 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Hat ein Heeresangehöriger die Einleitung 
einer Disziplinaruntersuchung gegen sich, bean­
tragt, so ist der Antrag im Dienstwege unver­
züglich der zuständigen Disziplinarkommlssion 
zu übermitteln. Die Bestimmung des Abs. 1 ist 
sinngemäß anzuwenden." 

39. Der bisherige Abs. 2 des § 48 erhält die 
Absatzbezeichnung ,,(3)" und hat zu lauten: 

,,(3) Die zuständige Disziplinarkommission hat 
nach Anhörung des Disziplinaranwaltes ohne 
mündliche Verhandlung 'zu beschließen, ob die 
Disziplinaruntersuchung einzuleiten sei oder 
nicht. Vor' der Entscheidung kann die Vornahme 
von Erhebungen verfügt werden. Erachtet die 
Disziplinarkomniission, daß nur eine Ordnungs­
widrigkeit vorliege, so hat sie" ~ ,wenn der Be-

40. § 51 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Disziplinarkommission hat ohne 
mündliche Verhandlung 

a) zu beschließen, ob die Sache zur münd­
lichen Verhandlung zu verweisen oder das 
Disziplinarverfahren einzustellen ist, oder 

b) eine Ordnungsstrafe zu verhängen." 

41. Dem § 52 Abs. 5 ist folgender Satz anzu­
schließen: 

"Die Disziplinarkommission hat auf Antrag des 
Beschuldigten nach Anhörung des Disziplinar­
anwaltes mit dem Erkenntnis, bei späterer An­
tragstellung unverzüglich, auszuspre~en, daß der 
Inhalt des rechtskräftigen Erkenntnisses ver­
öffentlicht werden darf, sofern dies im Inter­
esse des Beschuldigten gelegen ist und kein wich­
tigeres öffentliches Interesse entgegensteht." 

42. § 54 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Im Falle des Schuldspruches hat das Er­
kenntnis den Ausspruch über die den Beschul­
digten treffende Disziplinar-, oder Ordnungs­
strafe zu enthalten, sofern nicht Abs. 5 Anwen-
dung findet." ' 

43. Dem § 54 ist folgender neuer Abs. 5, anzu­
schließen: 

,,(5) Vom Ausspruch über die Verhängung 
einer Disziplinarstrafe kann abgesehen werden, 
wenn dies ohne Verletzung dienstlicher Interes­
sen möglich ist und nach den Umständen des 
Falles und nach der Persönlichkeit des Beschul­
digten angenommen werden kann,' daß ein 
Schuldspruch allein genügen wird, ihn von wei­
teren Verfehlungen abzuhalten. Wird der Be­
schuldigte eines vor Ablauf von drei Jahren ab 
Rechtskraft dieses Erkenntnisses begangenen wei­
teren Dienstvergehens für schuldig erkannt, so 
ist bei der Bemessung' der Strafe der' früher 
gefällte Schuldspruch zu berücksichtigen, sofern 
das Dienstvergehen auf der gleichen schädlichen 
Neigung beruht." 

44. § 55 Abs. 2 h~t zu lauten: 

,,(2) Wird der Beschuldigte eines Dienstver­
gehens schuldig erkannt, so iSt im Erkenntnis aus­
zusprechen, ob und inwieweIt er mit Rücksicht 
auf die' Verfahrensergebnisse und seine Ver­
mögensverhältnissedem Bund jene Kosten zu 
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ersetzen hat, die dem Bund aus Dienstreisen 
sowie aus allfälligen Ansprüchen von Zeugen 
oder sonstigen im Disziplinarverfahren beige­
zogenen Personen, die weder in einem Dienstver­
hältnis zum Bund stehen noch Präsenzdienst 
leisten, unmittelbar auf Grund dieses Verfahrens 
erwachsen- sind. Soweit diese Kosten im Zeit­
punkt der Fällung des Erkenntnisses noch nicht 
bestimmt werden können, ist über ihren Ersatz 
durch den Beschuldigten mit einem gesonderten 
Beschluß der Disziplinarkommission, die das Er­
kenntnis gefällt hat, zu entscheiden. Hinsichtlich 
dieses Beschlusses gelten die §§ 58 und 59 sinn­
gemäß." 

45. § 56 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Das Erkenntnis ist nach geheimer Bera­
tung und Abstimmung sofort zu verkünden und 
längstens binnen einer Woche samt den Ent­
scheidungsgründen und der Rechtsmittelbeleh­
rung dem Disziplinaranwalt sowie dem Beschul­
digten, diesem im Wege des Disziplinarvorgesetz­
ten, zuzustellen. Die Rechtsmittelbelehrung ent­
fällt, wenn das Erkenntnis von einer Diszipli­
naroberkommission gefällt wurde." 

46. § 57 hat zu lauten: 

"Einstellung des Verfahrens 

§ 57. Das Disziplinarverfahren ist einzustellen, 
wenn 

. a) die Pflichtverletzung des Beschuldigten als 
Ordnungswidrigkeit erkannt und eine hie­
für bereits verhängte Ordnungsstrafe als 
ausreichende Ahndung erachtet wurde, 

b) die Erklärung des Beschuldigten über sei­
nen Austritt aus dem Dienstverhältnis 
nach den §§ 84 und 85 der Dienstprag­
matik angenommen wurde, 

c) die Rechtsfolge der Entlassung aus dem 
Dienstverhältnis nach § 6 Abs. 1 Z. 1 des 

. Militärstrafgesetzes eingetreten ist, 
d) der Beschuldigte vor Eintritt der - Rechts­

kraft des Erkenntnisses gestorben ist.« 

47. Nach dem § 57 ist folgender neuer § 57 a 
einzufügen: 

"V 0 rl ä u f i g e Ein be hai tun g der 
Abfertigung bei zeitverpflichte-

ten Soldaten 

§ 57 a. Endet das Dienstverhältnis eines zeit­
verpflichteten Soldaten infolge Ablaufes der Be­
stellungsdauer oder infolge Kündigung durch den 
Bund.vor dem rechtskräftigen Abschluß des Dis­
ziplinarverfahrens, so ist die dem Beschuldigten 
gebührende Abfertigung im Ausmaß von 
50 v. H., sofern jedoch. der Disziplinaranwalt 
die Verhängung der Disziplinarstrafe Entlassung 

oder Degradierung beantragt hat, oder ein sol­
cher Antrag zwar nicht gestellt wurde, aber ein 
strafgerichtliches Verfahren gegen den Beschul­
digten wegen einer strafbaren Handlung an­
hängig ist, die nur vorsätzlich begangen werden 
kann und mit einer mehr als einjährigen Frei­
heitsstrafe bedroht ist, im vollen Ausmaß bis 
zum rechtskräftigen Abschluß des Disziplinar­
verfahrens vorläufig einzubehalten." 

48. § 58 Abs. 5 hat zu entfallen. 

49. Im ersten Satz des § 59 Abs. 2 ist das 
Wort "Disziplinaroberkommission" durch da!> 
Wort "Berufungsinstanz" zu ersetzen. 

50. Im Abs. 1 und im Abs. 3 des § 63 sind 
jeweils nach dem Wort "Disziplinaroberkom­
mission" die Worte "bzw. die Oberste Diszipli-" 
narkommission" einzufügen. 

51. § 66 hat Zu entfallen. 

52. Der letzte Satz des § 68 Z. 3 hat zu lauten: 

"Dieser Verlust bewirkt die Zurücksetzung 
Zum Wehrmann der Reserve und die Unfähig­
keit, innerhalb von drei Jahren nach Eintritt 
der Rechtskraft des Erkenntnisses einen höheren 
Dienstgrad zu erlangen." 

53. § 69 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Zur Durchführung des Disziplinarver­
fahrens ist 

a) für Berufsoffiziere des Ruhestandes vom 
Obersten aufwärts die Disziplinarkommis-. 
sion für höhere Berufsoffiziere, 

b) für alle übrigen Berufsoffiziere des Ruhe­
standes jene Disziplinarkommission für Be­
rufsoffiziere, in deren örtlichen Zuständig­
keitsbereich der Wohnsitz des im Ruhe­
stand befindlichen Berufsoffiziers gelegen 
ist, 

zuständig. " 

54. § 70 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Zur Durchführung des Disziplinarverfah­
rens gegen die im Abs. 1 angeführten Berufs­
militärpersonen des Ruhestandes sind' folgende 
Disziplinarkommissionen zuständig: 

a) für Offiziere vom Obersten aufwärts die 
Disziplinarkommission für höhere Berufs­
offiziere, 

b) für alle übrigen Offiziere jene Disiziplinar­
kommission für Berufsoffiziere, -in deren 
örtlichem Zuständigkeitsbereich .der Wohn­
sitz des Offiziers gelegen ist, 
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c) für Berufs1,lnteroffiziere jene Disziplinar­
kommission für zeitverpflichtete Soldaten, 
in deren örtlichem Zuständigkeitsbereich 
der Wohnsitz des Berufsunteroffiziers ge­
legen ist." 

55. § 71 hat zu lauten: 

,,§ 71. (1) Wehrpflichtige der Reserve, die als 
Berufsoffiziere gemäß § 84 der Dienstpragmatik 
aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden sind oder 
zeitverpflichtete Soldaten waren, unterliegen 
wegen eines Dienstvergehens, das sie als Berufs­
offizier oder als zeitverpflichteter Soldat begangen 
haben, nach ihrem Ausscheiden aus dem Präsenz­
stand der Disziplinarbehandlung nach den Abs. 2 
bis 5; dieser Disziplinarbehandlung unterliegen 
zeitverpflichtete Soldaten in jenen Fällen nicht, 
in denen das Disziplinarverfahren bei Beendi­
gung des Dienstverhältnisses infolge Ablaufes der 
Bestellungsdauer oder infolge Kündigung durch 
den Bund unter Anwendung des § 32 oder des 
§ 33 a fortzusetzen war. 

(2) Die Disziplinarstrafen sind: 
1. Die Ausschließung von der Beförderung, 

2. die Degradie~ung. 

Die Ausschließung von der Beförderung be­
wirkt die Unfähigkeit, innerhalb von drei Jah­
ren nach Einleitung des Disziplinarverfahrens 
einen höheren Dienstgrad zu erlangen. Die De­
gradierung bewirkt die Unfähigkeit, die Rechte 
aus dem Dienstverhältnis eines Berufsoffiziers 
oder zeitverpflichteten Soldaten neu oder wieder 
zu erlangen, die Zurücksetzung zum Wehrmann 
der Reserve und die Unfähigkeit, innerhalb von 
drei Jahren nach Eintritt der Rechtkraft des 
Erkenntnisses einen höheren Dienstgrad zu er­
langen, sowie bei ehemaligen zeitverpflichteten 
Solditen überdies die Pflicht zur Rückzahlung 
des bereits ausgezahlten Abfertigungsbetrages. 

(3) Zuständiger Disziplinarvorgesetzter ist 
jener Militärkommandant, in dessen örtlichem 
Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz des Wehr­
pflichtigen der Reserve gelegen ist; zuständige 
Disziplinarkommission ist 

a) für Offiziere vom Obersten aufwärts die 
Disziplinarkommission für höhere Berufs­
offiziere, 

b) für alle übrigen Offiziere jene Disziplinar­
kommission für Berufsoffiziere, in deren 
örtlichem Zuständigkeitsbereich der Wohn­
sitz des Wehrpflichtigen der Reserve ge­
legen ist, 

c) für Unteroffiziere, Chargen und Wehr­
männer jene DisziplinarkommisslOn für 
zeitverpflichtete Soldaten, in deren ört­
lichem Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz 
des Wehrpflichtigen der Reserve gelegen ist. 

Im übrigen haben die §§ 2, 2 a,2 b; 4, 8 bis 10 
und 10 b sowie die das Verfahren betreffenden 
Bestimmungen des IH. Abschnittes sinngemäß 
Anwendung zu finden. 

(4) Kommt die Disziplinarkommissiori zur 
überzeugung, daß keine der im Abs. 2 genann­
ten Disziplinarstrafen zu verhängen ist, so ist 
das Disziplinarverfahren einzustellen. 

(5) Stellt ein im Abs. 1 angeführtes Dienstver­
gehen auch ein Dienstvergehen nach anderen 
disziplinarrechtlichen Vorschriften des Bundes 
dar, denen der Wehrpflichtige außer diesem Bun­
desgesetz unterliegt, so ist eine disziplinäre Ahn­
dung nur nach den erwähnten anderen Vor­
schriften zulässig. Der nach Abs. 3 zuständige 
Disziplinarvorgesetzte hat in solchen Fällen den 
nach den erwähnten anderen disziplinarrecht­
lichen Vorschriften des Bundes zur disziplinären 
Ahndung zuständigen. Stellen den jeweiligen 
Sachverhalt unverzüglich mitzuteilen. Diese an­
deren disziplinarrechtlichen Vorschriften sind mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die jeweils 
höchste Disziplinarstrafe die Zurücksetzung zum 
Wehrmann der Reserve und die Unfähigkeit, 
innerhalb von drei Jahren nach der rechtskräf­
tigen Verhängung dieser Strafe einen höheren 
Dienstgrad zu erlangen, sowie alle sonstigen Dis­
ziplinarstrafen - ausgen'ommen die niedrigste -
die Unfähigkeit, innerhalb von drei Jahren nach 
der Einleitung des Disziplinarverfahrens eirien 
höheren Dienstgrad zu erlangen, bewirken." 

56. § 71 a hat zu lauten: 

,,§ 71 a. (1) Wehrpflichtige der Reserve unter­
liegen wegen eines im Präsenzstand . begangenen 
Dienstvergehens, sofern der Disziplinarvorge­
setzte erachtet, daß die Voraussetzungen für die 
Ausschließung von der Beförderung (§ 73) oder 
die Degradierung (§ 74) gegeben sind, nach ihrem 
Ausscheiden aus dem Präsenzstand der Diszipli­
narbehandlung nach den Abs. 2 bis 5; dieser Dis­
ziplinarbehandlung ,unterliegen Wehrpflichtige der 
Reserve nicht, wenn das Disziplinarverfahren bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses als zeitver­
pflichteter Soldat infolge Ablaufes der Bestellungs­
dauer oder infolge Kündigung durch den Bund 
unter Anwendung des § 32 oder des § 33 a oder 
bei der Entlassung aus dem Präsenzdienst nach 
§ 77 fortzusetzen war, oder wenn die Wehrpflich­
tigen der Reserve als Berufsoffiziere des Ruhe­
standes nach § 67, als ehemalige Berufsoffiziere 
oder ehemalige zeitverpflichtete Soldaten nach 
§ 71 oder als Beamte, die zur Ausübung einer 
Unteröffiziersfunktion herangezogen waren" nach 
Abs. 3 oder 4 des § 81 der besonderen diszipli­
nären Ahndung unterliegen. 

(2) Die Disziplinarstrafen sind: 
1. Die Ausschließung von der Beförderung, 

2. die Degradierung. 
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Die Ausschließung von der Beförderung be­
wirkt die Unfähigkeit, innerhalb von drei Jah­
ren. nach Einleitung des Disziplinarverfahrens 
einen höheren Dienstgrad zu erlangen. Die De­
gradierung bewirkt die Zurücksetzung auf einen 
niedrigeren Dienstgrad bis zum Wehrmann und 
die Unfähigkeit, innerhalb von drei Jahren nach 
Eintritt der Rechtskraft des Erkenntnisses emen 
höheren Dienstgrad zu erlangen. 

(3) Zuständiger Disziplinarvorgesetzter ist je­
ner Militärkommandant, in dessen örtlichem 
Zuständigkeitsbereichder Wohnsitz des Wehr­
pflichtigen der Reserve gelegen ist; zuständige 
Disziplinarkommission ist 

a) für Offiziere vom Obersten aufwärts die 
Disziplinarkommission für höhere Berufs­
offiziere, 

b) für alle übrigen Offiziere jene Disziplinar­
kommission für Berufsoffiziere, in deren 
örtlichem Zuständigkeitsbereich der Wohn­
sitz des Wehrpflichtigen der Reserve ge-
legen ist, . 

c) für Unteroffiziere, Chargen und Wehr­
männer jene Disziplinarkommission für 
zeitverpflichtete Soldaten, in deren ört­
lichem Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz 
des Wehrpflichtigen der Reserve gelegen ist. 

Im übrigen haben die §§ 2, 2 a, 2 b, 4 und 8 bis 10 
sowie die das Verfahren betreffenden Bestimmun­
gen des III. Abschnittes sinngemäß Anwendung 
zu finden. 

(4) Kommt die Disziplinarkommission zur 
überzeugung, daß keine der im Abs. 2 genann­
ten Disziplinarstrafen zu verhängen ist, so ist 
das Disziplinarverfahren einzustellen. 

(5) Stellt ein im Abs. 1 angeführtes Dienstver­
gehen auch ein Dienstvergehen nach anderen dis­
ziplinarrechtlichen Vorschriften des Bundes dar, 
denen der Wehrpflichtige außer diesem Bundes­
gesetz unterliegt, so ist eine disziplinäre Ahndung 
nur nach den erwähnten anderen Vorschriften 
zulässig. Der nach Abs. 3 zuständige Disziplinar­
vorgesetzte hat in solchen Fällen den nach den 
erwähnten anderen disziplinarrechtlichen Vor­
schriften des Bundes zur -disziplinären Ahndung 
zuständigen Stellen den jeweiligen Sachverhalt 
unverzüglich mitzuteilen. Diese anderen diszipli­
narrechtlichen Vorschriften sind mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß die jeweils höchste Dis­
ziplinarstrafe die Zurücksetzung zum Wehrmann 
der Reserve und die Unfähigkeit, innerhalb von 
drei Jahren nach der rechtskräftigen Verhängung 
dieser Strafe einen höheren Dienstgrad zu er­
langen, sowie alle sonstigen Disziplinarstrafen 
- ausgenommen die niedrigste - die Unfähig­
keit, innerhalb von drei Jahren nach der Ein­
leitung des Disziplinarverfahrens einen höheren 
Dienstgrad zu erlangen, bewirken." 

57. § 71 b hat zu lauten: 

,,§ 71 b. (1) Wehrpflichtige der Reserve, die 
einen höheren Reservedienstgrad als Wehrmann 
der Reserve innehaben, unterliegen der Diszipli­
narbehandlung, wenn sie 

a) wegen einer in der Reserve begangenen 
strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich 
begangen werden kann und mit einer mehr 
als einjährigen Freiheitsstrafe bedroht ist, 
rechtskräftig verurteilt worden sind, oder 

b) wegen einer in der Reserve mit Bereiche­
rungsvorsatz begangenen oder die Sittlich­
keit verletzenden strafbaren Handlung, die 
nicht schon unter lit. a fällt, rechtskräftig 
verurteilt worden sind, oder 

c) einen Reservedienstgrad erschlichen haben. 

Eine solche Disziplinarbehandlung findet in den 
im § 6 Abs. 2 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. 
Nr. 68, aufgezählten Fällen nicht statt. 

(2) Die Disziplinarstrafe ist die Degradierung; 
sie bewirkt die Zurücksetzung auf einen nied­
rigeren Dienstgrad bis zum Wehrmann der Re­
serve und die Unfähigkeit, innerhalb von drei 
Jahren nach Eintritt der Rechtskraft des Erkennt­
nisses einen höheren Dienstgrad zu erlangen. 

(3) Zuständiger Disziplinarvorgesetzter ist je­
ner Militärkommandant, in dessen örtlichem Zu­
ständigkeitsbereich der Wohnsitz des Wehrpflich­
tigen der Reserve gelegen ist; zuständige Diszipli­
narkommission ist 

a) für Offiziere vom Obersten aufwärts die 
Disziplinarkommission für höhere Berufs­
offiziere, 

b) für all~ übrigen Offiziere jene Disziplinar­
kommission für Berufsoffiziere, in deren 
örtlichem Zuständigkeitsbereich der Wohn­
sitz des Wehrpflichtigen der Reserve ge­
legen ist, 

c) für Unteroffiziere, Chargen und Wehr­
männer jene Disziplinarkommission für 
zeitverpflichtete Soldaten, in deren Ör.t­
lichem Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz 
des Wehrpflichtigen der Reserve gelegen ist. 

Im übrigen haben die §§ 2, 2 a, 2 bund 8 bis 10 
sowie die das Verfahren betreffenden Bestimmun­
gen des III. Abschnittes sinngemäß Anwendung 
zu finden. 

(4) Kommt die Disziplinarkommission zur 
überzeugung, daß die Disziplinarstrafe Degradie­
rung nicht zu verhängen ist, so ist das Diszipli­
narverfahren einzustellen." 

58. § 71 c hat zu entfallen. 
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59. § 72 hat zu lauten: 

"A r t end erD i s z i pli n ars t r a f e n 

§ 72. (1) Disziplinarstrafen, die über Präsenz­
dienst leistende Heeresangehörige verhängt wer­
den können, sind 

1. bei Offizieren und Unteroffizieren 
a) der Verweis, 
b) die Geldbuße, 
c) 

d) 

die Ausschließung von der Beförderung, 
die Degradierung; 

2. bei Chargen 

60. Nach dem § 72 ist folgender neuer § 72 a 
einzufügen: 

"G eId b u ß e 

§ 72 a. Die Geldbuße beträgt im einzelnen 
Falle mindestens 5 v. H., höchstens aber 15 v. H. 
der Barbezüge, die dem Wehrpflichtigen nach 
den §§ 4 und 5 des Heeresgebührengesetzes in 
der geltenden Fassung für den .Monat, in dem 
die Pflichtverletzung begangen wurde, gebühren. 
Die Summe der rechtskräftig auferlegten Geld­
bußen darf innerhalb eines Kalenderjahres die 
dem Wehrpflichtigen nach den §§ 4 und 5 des 
Heeresgebührengesetzes im Jahresdurchschnitt 
für einen Monat gebührenden Barbezüge nicht 

a) die Ausgangsbeschränkung von sieben 
zu 14 aufeinanderfolgenden Tagen, 

bis I übersteigen." 

zu I b) das Ausgangsverbot von sieben bis 
14 aufeinanderfolgenden Tagen, 

c) die Disziplinarhaft bis zu 14 Tagen, 
d) der Disziplinararrest bis zu 14 Tagen, 
e) die Ausschließung von der Beförderung, 
f) die Degradierung; 

3. bei Wehrmännern die in Z. 2 genannten Dis­
ziplinarstrafen, ausgenommen die Degradierung. 

(2) Soweit die im Abs. 1 Z. 2 lit. a, bund c 
genannten Disziplinarstrafen bis zur Entlassung 
des Wehrpflichtigen aus dem Präsenz'dienst nicht 
oder nicht mehr zur Gänze vollstreckt werden 
können (>der die Disziplinarstrafe Disziplinar­
arrest bis zur Entlassung des Beschuldigten aus 
dem. Präsenzdienst noch nicht rechtskräftig ist, 
tritt an die Stelle dieser Strafen eine Geldstrafe. 
Ist 'die Disziplinarstrafe Disziplinararrest infolge 
eines zu diesem Zeitpunkt bestehenden Voll­
streckungshindernisses (§ 10 a Abs. 2) nicht oder 
nicht mehr zur Gänze vollstreckbar, so tritt an 
die Stelle dieser Disziplinarstrafe oder ihres nicht 
mehr vollstreckbaren Teiles gleichfalls eine Geld­
,strafe. Die Geldstrafe beträgt für jeden Tag 

a) einer Ausgangsbeschränkung .. 20 v. H., 
b) eines Ausgangsverbotes ..... , .. 30 v. H., 
c) einer Disziplinarhaft .. , ..... ,. 70 v. H., 
d) eines Disziplinararrestes ... ,.. 100 v. H. 

'der Barbezüge, die d~m Wehrpflichtigen nach 
dem § 4 des Heeresgebührengesetzes in der gel­
tenden Fassung bzw. nach Art. XI Abs. 2 des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 272/1971 als Taggeld 
und nach § 5 des Heeresgebührengesetzes für 
einen Tag gebühren; 'das Ausmaß 'der Geldstrafe 
hat jedoch im einzelnen Falle insgesamt mm­
destens zehn Schilling zu betragen. 

(3) Das jeweilige Ausinaß der Geldstrafen nach 
Abs. 2 ist vom Disziplinarvorgesetzten festzustel­
len und dem Bestraften unverzüglich bekanntzu­
geben." 

61. Die §§ 73 bis 76 ha:ben zu lauten: 

"A u s s chI i e ß u n g von der B e f ö r d e­
rung 

§ 73. Die Ausschließung von der Beförderung 
ist auszusprechen, wenn der Wehrpflichtige nach 
den Ergebnissen des Disziplinarverfahrens nicht 
ohne zu besorgenden Nachteil für den Dienst 
und ohne schwere Schädigung des Standes­
ansehens in einen höheren Dienstgrad befördert 
werden kann. Sie bewil1kt ,die Unfähigkeit, in­
nerhalb von drei Jahren nach der Einleitung des 
Disziplinarverfahrens einen höheren Dienstgrad 
zu erlangen. . 

Degradierung 

§ 74. Auf Degradierung ist zu erkennen, wenn 
der Verurteilte nach den Ergebnissen des Diszi­
plinarverfahrens nicht ohne zu besorgenden 
Nachteil für den Dienst oder ohne schwere 
Schädigung des Standesansehens in seinem Dienst­
grad belassen werden kann. Sie bewirkt die Zu­
rücksetzung auf einen niedl'igeren Dienstgrad bis 
zum Wehl'mann .und die Unfähigkeit, innerhalb 
von .dr.ei Jahren nach der rechtskräftigen Ver­
hängung dieser Strafe einen höheren Dienstgrad 
zu erlangen. 

Ausgangsbeschränkung 
gangsverbot 

und Au s-

§ 75. Hinsichtlich der Disziplinarstrafen Aus­
gangsbeschränkung und Ausgangsverbot gelten 
die Abs. 1 und 2 des § 17. Bei überwiegen er­
schwerender Umstände können die Ausgangs­
beschränkung und das Ausgangsverbot durch die 
Verpflichtung zur Dienstleistung während der in 
der Kaserne zu verbringenden Zeit verschärft 
werden; diese Dienstleistung darf das Ausmaß 
von zwei Stunden täglich nicht überschreiten und 
hat spätestens eine Stunde vor dem Zapfen­
streich zu enden. 
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Dis z i pli n ar ha f tun d Dis z i p I ina r­
arrest 

§ 76. (1) Hinsichtlich der Disziplinarhaft gilt 
§ 17 Abs. 3 sinngemäß. 

(2) Der Disziplinararr,est besteht in der Ver­
schließung des Bestraften in einem Haftraum 
während der ganzen Strafdauer. Für die Dauer 
der Vollstreckung des Disziplinararrestes hat der 
Beschuldigte keinen Anspruch auf Dienstgrad­
zulage und Prämie, nach dem Heeresgebühren­
gesetz in der geltenden Fassung bzw. nach Art. XI 
Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBL Nr. 272/1971. 
Die Bestraf~mg mit Disziplinararrest hat die Ver­
längerung ,des Präsenzdienstes um die im Diszi­
plinararrest verbrachte Zeit und um die zur 
Strafvollstreckung allenfalls noch erforderliche 
Zeit zur Folge." 

62. § 77 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Zur Ahndung von Pflichtverletzungen, 
die durch Präsenzdienst leistende Wehrpflichtige 
begangen wurden, sind die Disziplinarvorgesetz­
ten (§34) berufen. Auf das Verfahren haben 
die Vorschriften des, H. Abschnittes sowie der 
erste Satz des § 34 Abs. 3 und § 34 Abs. 4 sinn­
gemäß Anwendung zu finden. Das Verfahren 
ist bei der Entlassung des Wehrpflichtigen aus 
dem Präsenzdienst fortzusetzen." 

63. § 77 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Erachtet die Disziplinarkommission, daß 
das Dienstvergehen nicht mit einer der beiden im 
Abs. 2 genannten Disziplinarstrafen zu ahnden 
sei, so hat sie eine der anderen Disziplinar­
strafen, die im § 72 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b bzw. 
Z. 2 lit. a his d genannt sind, zu verhängen." 

64. Dieüber,schrift des VIII. Abschnittes hat 
zu lauten: 

"Bestimmungen für Personen, die in einer Offi­
ziersfunktion verwendet werden, sowie für Be­
amte und Vertragsbedienstete, die zur Ausübung 
einer Unteroffiziersfunktion herangezogen sind" 

65. § 79 hat zu lauten: 

"Ahndung von Ordnungswidrig­
keiten 

§ 79. Für die Ahndung von OrdmJ'ngswidrig­
keiten der Personen, die nach § 11 a des Wehr­
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 96/1969 in einer Offiziersfunktion verwen­
det werden, sowie der Beamten und Vertrags­
bediensteten, die' nach § 11 des Wehrgesetzes in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/ 
1966 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion 
herangezogen sind, haben die Vorschriften des 
II. Abschnittes sinngemäß Anwendung zu fin­
den." 

66. § 80 hat zu lauten: 

Ahndung von Dienstvergehen be: 
" Vertragsbediensteten 

§ 80. F,ür die Ahndung von Dienstvergehen 
der nach § 11 a des Wehrgesetzes in der ,Fass:ung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 96/1969 m em~r 
Offiziersfunktion verwendeten Personen sowie 
der nach § 11 des Wehrgesetzes in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/1966 zur Aus­
übung einer Unteroffiziersfunktio~ herange~oge­
nen Vertragsbediensteten haben dIe Vorschnften 
des VII. Abschnittes sinngemäß Anwendung zu 
finden." 

67. § 81 hat zu lauten: 

,,§ 81. (1) Für die Ahnd~ng von Dienst,ver­
O'ehen der zur Ausübung ,emer UnteroffizIers­
funktion herangezo.genen Be:llmten finden ,die f~r 
zeitverpflichtete Soldaten geltenden Vorschnf­
ten ,des 111. Abschnittes sowie § 27 Abs. 2 und 
§ 30, ausgenommen jedoch die Bestimmungen 
der §§ 25 und 27 Ab.s. 3, sinngemäß An~en­
dung. Die zur Ausübung einer Unt~roffizlers­
funktion herangezogenen Beamten sl?d. unter 
singemäßer Anwendung des § 39 zu Mltghedern 
der gemäß § 35 Abs. 1 Z. 3 eingesetzten Di.s­
ziplinarkommissionen zu best~l1en. So:ern em 
zur Ausübung einer Unteroffizlersfunkuon her­
angezogener Beamter B,eschul.digter ist, besteht 

a) der SenatdIer Disziplinarkommission 1. In­
stanz aus einem Stabsoffizier oder Haupt­
mann als Vorsitzenden und zwei weiteren 
Mitgliedern, d~e zur Ausübung einer Unter­
offiziersfunktion herangezogene Beamte -.,­
nach Möglichkeit einer mit dem höchsten 
Dienstgra,d für Unt,eroffiziere -sein müs­
sen, 

b) der Senat der Disziplinarkommission 2. In­
stanz aus einem Stabsoffizier als Vorsitzen­
den und vier weit,eren Mitgliedern, von, 
denen eines Berufsoffizier und drei zur 
Ausübung einer Unteroffiziersfunktion 
herangezogene Beamte - nach Möglichkeit 
einer mit dem höchsten Dienstgrad für 
Unteroffiziere und zwei mit dem gleichen 
Diens~gra,d w,ie der Beschuldigte - sein 
müssen. 

(2) nie Disziplinarstrafen sind: 

1. der Verweis, 

2. die Ausschließung von ,der Vorrückung in 
eine höhere Gehaltsstufe, 

3. die Minderung des Dienstbezuges (Monats­
bezug ausschließlich der Haushaltszubge), 

4. die Versetzung in den Ruhestand mit ge­
mindertem Ruhegenuß, 

5. die Entlassung. 
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(3) Ist im Zeitpunkt der Beendigung der Her­
anziehung eines Beamten Zur Ausübung einer­
Unteroffiziersfunktion gemäß § 11 des Wehr­
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 185/1966 ein Disziplinarverfahren gegen 
diesen Beamten anhängig, so ist das Disziplinar­
verfahren nach den Bestimmungen dieses Ab­
schnittes weiterzuführen. In allen anderen Fällen 
ist nach Beendigung der Heranziehungeines Be­
amten zur Ausübung einer Unteroffiziersfunk­
tion die disziplinäre Ahndung von Dienstver­
gehen, die während dieser Heranziehung began­
gen wurden, nur nach jenen disziplinarrechtlichen 
Vorschriften des Bundes zulässig, denen der Be­
amte nach Beendigung der Heranziehung unter­
liegt. Der unmittelbar vor der Beendigung der 
Heranziehung zur Ausübung einer Unter­
offiziersfunktion zuständige Disziplinarvorge­
setzte hat in solchen Fällen der nach den er­
wähnten anderen disziplinarrechtlichen Vorschrif­
ten zur disziplin ären Ahndung zuständigen Stelle 
den jeweiligen Sachverhalt unverzüglich mitzu­
teilen. Diese anderen disziplinarrechtlichen Vor­
schriften sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die jeweils höchste Disziplinarstrafe die Zurück­
setzung zum Wehrmann der Reserve und die 
Unfähigkeit, innerhalb von drei Jahren nach der 
rechtskräftigen Verhängung dieser Strafe einen 
höheren Dienstgrad zu erlangen, sowie alle son­
stigen Disziplinarstrafen - ausgenommen die 
niedrigste - die Unfähigkeit, innerhalb von drei 
Jahren nach der Einleitung des Disziplinarver­
fahrens einen höheren Dienstgrad zu erlangen, 
bewirken." 

68. Die überschrift zu § 82 hat zu lauten: 
"A h n dun g von Die n s t ver geh e n, die 
vor der Ver wen dun gin ein e r 0 f f i­
z i e r s fun k t ion 0 der vor der Her a n­
z i e h u n g zur Aus ü b u n gei n e rUn t e r­
offiziersfunktion begangen wur-

den" 

69. § 82 Abs. 1 hat zu lauten: 
,,(1) Auf die im § 80 näher bezeichneten Per­

sonen haben für die Ahndung von Dienst­
vergehen, die diese Personen 

a) während ihrer Präsenzdienstleistung began­
gen haben, die Bestimmungen des § 71 a, 

b) während ihrer Dienstleistung als zeitver­
pflichtete Soldaten begangen haben, die Be­
stimmungen des VII. Abschnittes 

sinngemäß Anwendung zu finden." 

70. Nach der überschrift des IX. Abschnittes 
ist folgender neuer § 83 a einzufügen: 

"S t e m p e 1- und G e b ü h ren f r e i h e i t 

§ 83 a. Das in diesem Bundesgesetz vorgesehene 
Verfahren ist hinsichtlich der Stempel- und Ge­
bührenfreiheit dem gerichtlichen Strafverfahren 
gleichzuhal ten." 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1976 in Kraft. 

(2) Auf die vor dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes begangenen Pflichtverletzungen sind 
die unmittelbar vor dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes geltenden Bestimmungen des 
Heeresdisziplinargesetzes weiterhin anzuwenden, 
sofern diese Bestimmungen für den Beschuldig­
ten in ihrer Gesamtauswirkung günstiger sind; 
die Bestimmungen über die Zuständigkeiten ein­
schließlich der Bestimmungen über die Zusam­
mensetzungder Disziplinarkommissionen und 
der Disziplinarsenate sind jedoch ab 1. Juli 1975 
in jeder Lage des Verfahrens in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

(3) Verordnungen auf Grund der Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes dürfen bereits von dem 
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgen­
den Tag an mit der Maßgabe erlassen werden, 
daß sie nicht früher als dieses Bundesgesetz in 
Kraft treten. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, 
soweit es sich um _ Angelegenheiten der Obersten 
Disziplinarkommission handelt, der Bundeskanz­
ler, hinsichtlich des Art. I Z. 70 der Bundes­
minister für Finanzen, im übrigen der Bundes­
minister für Landesverteidigung betraut. 
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